
Verw.-Komm.Nr.242. 

(Zirk.) 
DIE VER\IlALTUNGSKOMMISSION 

DES OBERGERICHTES DES KANTONS ZUERICH 

hat 

nach Einsicht in ein an die Direktionen 

des Regierllngs;rates und die ihm unterstellten 

Amtsstellen gerichtetes Kreisschreiben der Ei= 
nanzdirektion vom 14. Dezember 1959 betreffend 
, 
Massnahmen bei Auffinden von verlorenen Sachen, 

das auch den Bezirksgerichten und den Notariaten 

zuzustellen ist, 

beschlo ssen: 

10 Hievoil wird Kenntnis genommen. 

2. Mitteilung an die Kammern des Oberge­

richtes, die ihm angegliederten Gerichte~ das 

Kassationsgericht, die Bezirksgerichte, das No­

tariatsinspektorat, die Notariate, das Betrei­

bungsinspektorat und die Obergerichtskasse, je 

unter Beilegung des Kreisschreibens. 

Zürich, den 9. März 1960. 

Kanzlei des Obergerichtes 

Der Obergerichtsschreiber: 
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an die Direktionen des Regierungsrates und die ihnen unterstellten· 
AmtssteIlen. 

Betrifft JVlassnahmen bei Auffinden von verlorenen Sachen. 

Wie uns kürzlich bekannt geworden ist, bestellt bei Amts­

stellen·l1nklarheit darÜber, was bei Auffinden von verlorenen 

Sachen, vor allem in Räumen von staatlichen Gebäuden" Anstalten 

usw., für Massnahmen zu ergre~p,en sind, und wann die Sache in das 

Eigentum des Finders fällt. Verloren ist dabei nac.h der bundes­

gerichtlichen Praxis eine Sache nicht nur, wenn ,sie aus der tat­

sächlichen Gewalt des früheren ]ügentümers ohne desse.n Willen 

gekommen ist und sich zur Zeit des Fundes in niemandes Besitz 

befindet, sondern auch dann, wenn sie vom Eigentümer absichtlich, 

also ohne den lVilIen, seine Rechtedaran aufzugeben, irgendwo 

niedergelegt oder versteckt worden ist. (BGE 59 II 138 ff.). 

','; 

1. Gemäss Art. 720 Abs. 3 ZGB hat derjenige, welcher eine 

Sache in einem Verwaltungsgebäude, einem Heim oder e.iner dem 

öffentlichen Gebrauch cder Verkehr dienenden Anstalt findet, diese 

der mit der Aufsicht über das Gebäude betrauten Person (beispiels­

weise Direktionskanzlei, Verwalter, Direktor) abzuliefern. Da­

durch ist nicht der tatsächliche Entdecker Finder, sondern die 

,mit der Aufsicht betraute Person wird zum gesetzlichen Finder 

(Leemann, Kommentar zum Sachenrecht, Bern 1920, Art. 720 N. 48). 

2. Kennt nun der gesetzliche Finder den betreffenden Eigen­

tümer nicht, so ist er bei einer Sache im vJert von mehr als 

Fr. 10.-- verpflichtet, der Polizei Anzeige zu erstatten (Art. 

720 Abs. 2 ZGB). Falls er bei einem \;ert unter Fr. 10.-- nicht 

selbst Nachforschungen anstellen will, hat er auch hier der 

Polizei lVieldung zu erstatten oder die Sache auf dem Fundbüro 

abzugeben. 
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3. pie Anzeige soll unverzüglich erfolgen, denn je'rascher' 

sie vorgenommen wird, destogrösser ist die Wahrscheinlichkeit, den ,,' 

Verlierer ausfindig zu machen; Unterlässt der gesetzliche Finder 

die Anzeige bei' der- PöÜzeioderaÜfäiÜge Nachforschungen allzu':'. 

stellen, hat er einen Strafantrag wegen FUndunterschlagung im 

Sinne von Art • 'l4-1StGB zu gewärtigen;' 

4-. Durch die Anzeige wird die fünf jährige Frist für den 

Eigent:umserwe:r1l. de,s, .g~set2;Ji:9hen, Finde,r:,s,A,nßanKge'se:t;z t (Art. 722' 

,Abs. 1 ZGB). Erst wenn somit vom Zeitpupkt der Anzeige fünf Jahre 

,verstric):len sind" ohne dass der Eigentümer 

fällt der Fund .dem gesetzlichen Finder,zu. 

bekannt geworden ist, 

,'" . 

5. Sollte sich jedoch der Eigentümer vor Ablauf dieser Fris1. 

melden, so hat der gesetzliche Finder keinen Anspruch auf Finder­

lohn (Art; '722 Abs. 3ZGB), sondern er hat lediglich'Anspruch auf 

'seine für die gefundene Sache notwendigen Auslageri . 

Wir bitten Sie" 'die Ihnen unterstellten, in Betracht fallen-' 

,den ,Stellen zu orientieren. . '~'.' 

Direktion der Finanzen 
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